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Weitere Fördermöglichkeiten im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik

	Art der Förderung
	Rechtliche Grundlage
	Vergabeart
	Förderungsgrundlagen
	Anteil 

an den arbeits-marktpolitischen Instrumenten

	Förderung der beruflichen Weiterbildung (FbW)
	§§77-87 SGB III

	Bildungsgutschein (BGS)
	Die berufliche Weiterbildung ist eine „Kann-Regelung“.

Voraussetzung ist, dass die Weiterbildung notwendig ist:

· zur beruflichen Eingliederung beiArbeitslosigkeit,

· um drohende Arbeitslosigkeit abzuwenden,

· im Falle der Teilzeitbeschäftigung um eine Vollzeittätigkeit zu erlangen oder

· wegen eines fehlenden Berufsabschlusses.

Die Notwendigkeit wird auch anerkannt, wenn 

· die Bildungsmaßnahme mangels Berufsabschlusses erfolgt, 

· der Arbeitnehmer bereits drei Jahre beruflich tätig war und eine Berufsausbildung oder eine Berufsvorbereitungsmaßnahme nicht zumutbar ist oder 

· der Arbeitnehmer, der zwar einen Berufsabschluss besitzt, jedoch vier Jahre oder länger in angelernter oder ungelernter Tätigkeit beschäftigt war und deshalb voraussichtlich keine seinem Berufabschluss angemessene Beschäftigung mehr finden kann.

Erforderlich ist außerdem, dass

· die Weiterbildungsmaßnahmen und ihr Träger für die Förderung zugelassen sind, d. h.der Weiterbildungsträger und die Maßnahme muss von einer „fachkundigen Stelle“ zertifiziert worden sein,

· die Agentur für Arbeit den Teilnehmer vor Maßnahmebeginn beraten hat und 

· •der Teilnehmer die Vorbeschäftigungszeit erfüllt. Er muss in den letzten drei Jahren vor Beginn der Weiterbildung mindestens 12 Monate in einem Versicherungspflichtverhältnis gestanden haben oder Arbeitslosengeld beantragt und/oder bewilligt bekommen haben

· Sind alle Voraussetzungen erfüllt, erhält der Arbeitslose von der Agentur für Arbeit einen Bildungsgutschein, welcher auf ein bestimmtes Bildungsziel oder auf eine Region begrenzt sein kann. Dieser Gutschein berechtigt den Bildungsinteressenten, bei einem anerkannten Bildungsträger seiner Wahl eine für die Förderung zugelassene Maßnahme zu besuchen.


	11 %


	Trainingsmaßnahmen (TM)
	§ 48 SGB III
	Zentrale Ausschreibung über Regionale Einkaufszentren (REZ)
	Inhalte von Trainingsmaßnahmen: 

· Bewerbungstraining, Stellenakquisitionstechniken, Vorbereitung auf die Teilnahme an Assessment‑Centern, die von Firmen zur Personalauswahl angeboten werden, Unterstützung der eigeninitiativen Stellensuche, Arbeitsmarktinformation, Nutzung des Internets für die Stellensuche, 

· Hilfe zur Selbsteinschätzung und zur Entwicklung von Eigeninitiative, Motivationsförderung, 

· Vermittlung von Schlüsselqualifikationen, sozialer Kompetenz, Lern‑ und Arbeitstechniken, 

· Vermittlung allgemeinbildender und berufsspezifischer Kenntnisse, 

· berufspraktische, betriebliche Erprobung in einem oder mehreren Tätigkeitsfeldern in einem oder mehreren Betrieben, 

· Feststellung sperrzeitrelevanter Tatbestände/Prüfung von Arbeitsbereitschaft und -fähigkeit.

(Durchführungsanordnung 49.21.1.)

Ein Zweck der Trainingsmaßnahmen ist gem. § 49, 2, Nr. 1 SGB III die Prüfung von Arbeitsbereitschaft und Arbeitsfähigkeit.

Die sozialpädagogische Betreuung ist für Personen, deren berufliche Eingliederung durch unterstützende Maßnahmen verbessert werden kann. Ausdrücklich sind in der Durchführungsanordnung 49.14.3. Suchtkranke und Überschuldete genannt.

An Trainingsmaßnahmen können nicht nur Arbeitslose, sondern auch von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitssuchende, teilnehmen.

Finanzielle Leistungen:

· Weiterzahlung von Arbeitslosengeld

· Lehrgangskosten und Prüfungsgebühren

· Fahrkosten

· Kinderbetreuungskosten

· Arbeitskleidung

· Eignungsuntersuchungen

· Unterkunft und Verpflegung bei auswärtiger Maßnahme


	6,3 %

	Beauftragung Dritter mit Vermittlung
	§ 37 SGB III
	Zentrale Ausschreibung über Regionale Einkaufszentren (REZ)
	Arbeitsvermittlung durch Maßnahmeträger

Träger beruflicher Weiterbildung und beruflicher Ausbildung, Reha‑Träger und Träger von ABM, Transfergesellschaften und Träger von Jobrotationprojekten sind zur Vermittlung der zugewiesenen Arbeitslosen verpflichtet. Das Gesetz sieht

kein Widerspruchsrecht des Arbeitslosen vor.

Für weitere Aufträge muss der Maßnahmeträger eine hohe Vermittlungsquote nachweisen.


	8,0 %

	Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen (BaE)
	§ 241 SGB III
	Zentrale Ausschreibung über Regionale Einkaufszentren (REZ)
	Ist für Lernbeeinträchtigte und sozial Benachteiligte eine Berufsausbildung im Betrieb nicht vermittelbar und haben sie nach Erfüllung ihrer allgemeinbildenden Vollzeitschulpflicht an einer berufsvorbereitenden Maßnahme von mindestens sechs Monaten Dauer teilgenommen, kann ihre Berufausbildung i. S. des BBiG in einer außerbetrieblichen Einrichtung von der Arbeitsagentur für ein Jahr gefördert werden. Eine Weiterförderung in der außerbetrieblichen Einrichtung ist danach nur möglich, wenn eine Vermittlung in eine betriebliche Ausbildungsstelle nicht gelingt. Der Anteil betrieblicher Praktikaphasen darf sechs Monate je Ausbildungsjahr nicht überschreitet.

Dem Träger der außerbetrieblichen Einrichtung werden die erforderlichen Personal‑, Sach‑ und Verwaltungskosten sowie Zuschüsse zur monatlichen Ausbildungsvergütung bis höchstens 282 Euro (nach dem ersten Lehrjahr 296 Euro) und zusätzlich dessen Anteil zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag und den Unfallversicherungsbeitrag erstattet.


	2,0 %

	Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH)
	§ 241 SGB III
	Zentrale Ausschreibung über Regionale Einkaufszentren (REZ)
	Die Arbeitsagentur kann lernbeeinträchtigten oder sozial benachteiligten Auszubildenden abH gewähren, wenn ohne solche Unterstützung eine betriebliche Berufsausbildung nicht begonnen, fortgesetzt oder erfolgreich beendet werden kann. Die abH gibt es nur neben einer normalen betrieblichen Ausbildung im Rahmen eines Berufsausbildungsvertrages.

Gefördert wird:

· Stützunterricht zum Abbau von Sprach‑ und Bildungsdefiziten;

· Nachhilfe in Fachpraxis und Fachtheorie;

· sozialpädagogische Hilfen, z. B. durch

· Einzelfallhilfe in Krisensituationen,

· Freizeitangebote,

· Schaffung von Lernsituationen, die an den Kenntnissen und Fähigkeiten des Auszubildenden anknüpfen und Erfolgserlebnisse ermöglichen,

· Hilfen zur Entwicklung sozialer und sprachlicher Handlungskompetenz.


	2,8 %

	Berufsvorbereitung (BVB)
	§ 61 SGB III
	Zentrale Ausschreibung über Regionale Einkaufszentren (REZ)
	Jugendliche und junge Menschen, deren Entwicklung eine reguläre Berufsausbildung noch nicht ermöglicht, z. B. Personen mit schwachem oder fehlendem Hauptschul‑ oder vergleichbarem Abschluss bei Beendigung der allgemeinen Schulpflicht, Jugendliche, für die Hilfe zur Erziehung im Sinne des Kinder​- und Jugendhilfegesetzes geleistet wird, ehemals drogenabhängige Jugendliche oder junge Strafgefangene, jugendliche Spätaussiedler oder ausländische Jugendliche mit Sprachdefiziten können gefördert werden.

Diese Personengruppen sollen an eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf herangeführt werden.

BvB ist keine Berufsausbildung, da neben der Vorbereitung auf die Aufnahme einer Ausbildung auch die Maßnahme zur beruflichen Eingliederung dienen kann.

Die Berufsausbildungsvorbereitung muss sich an den Bedürfnissen der jungen Menschen orientieren. Vordringlich soll die Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit erfolgen. Das Erlernen fachspezifischer Fähigkeiten, sowie eine Verbesserung der bildungsmäßigen Voraussetzungen und eine Verstärkung sozialer Kompetenzen, sind weitere Zielstellungen.
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